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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1982 Ausgegeben am 10. September 1982 183. Stück

444. Verordnung: Neufassung der Bemerkungen auf Ursprungszeugnissen nach Formblatt A
445 . Verordnung: Einkommensermittlung nach dem Studienförderungsgesetz
446. Verordnung: Verwendung der Geldmittel aus Geldstrafen und Geldbußen
447. Verordnung: Änderung der Bangseuchen-Verordnung

444. Verordnung des Bundesministers für Finanzen vom 19. August 1982 betreffend eine Neu-
fassung der Bemerkungen auf Ursprungszeugnissen nach Formblatt A

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Präferenzzollgesetzes, BGBl. Nr. 487/1981, wird verordnet:

Abweichend von den Bestimmungen der Regel 1 Abs. 1 der Anlage F zum Präferenzzollgesetz wird
festgelegt, daß der Wortlaut der Bemerkungen auf der Rückseite der Ursprungszeugnisse nach Form-
blatt A auch dem dieser Verordnung angeschlossenen Wortlaut in englischer oder französischer Sprache
entsprechen kann.

Salcher
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4 4 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 23. August
1982 über die Einkommensermittlung nach

dem Studienförderungsgesetz

Gemäß § 4 b des Studienförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 421/1969, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 333/1981 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen, dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, dem Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie,
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
sowie dem Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz verordnet:

§ 1. (1) Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, die gemäß § 17 des Einkommensteuergeset-
zes 1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH
des maßgeblichen Einheitswertes des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens hinzuzurechnen.

(2) Maßgeblicher Einheitsweit ist der Einheits-
wert, der für die Gewinnermittlung nach der Ver-
ordnung des Bundesministers für Finanzen über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermitt-
lung des Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft,
BGBl. Nr. 266/1981, heranzuziehen ist.

§ 2. Einkünften aus Gewerbebetrieb, die unter
Anwendung des § 17 des Einkommensteuergesetzes
1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH die-
ser Einkünfte hinzuzurechnen.

§ 3. Diese Verordnung ist für Anträge auf
Gewährung von Studienbeihilfe aus den Studien-
jahren (Ausbildungsjahren) 1981/82 und 1982/83
anzuwenden.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 22. September
1981, BGBl. Nr. 443, tritt außer Kraft.

Firnberg

446. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom
23. August 1982 über die Verwendung der

Geldmittel aus Geldstrafen und Geldbußen
Auf Grund des § 127 Abs. 3 des Beamten-Dienst-

rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird verord-
net:

§ 1. Geldmittel aus Geldstrafen und Geldbußen,
die nach § 92 Abs. 1 des Beamten-Dienstrechtsge-
setzes 1979 über Beamte des Ressortbereiches ver-
hängt worden sind, hat der Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz unter sinngemäßer
Anwendung des § 23 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, und des § 9 Abs. 1 lit. f
des Bundes-Personalvertretungsgesetzes, BGBl.
Nr. 133/1967, zur Linderung von Notlagen zu ver-
wenden, in die Beamte des Ressortbereiches unver-
schuldet geraten sind.

§ 2. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Zuwen-
dungen nach § 1.

Steyrer

447. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom
25. August 1982, mit der die Bangseuchen-

Verordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 19 Abs. 2 und 20 Abs. 2 des
Bangseuchen-Gesetzes, BGBl. Nr. 147/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 115/1960
und BGBl. Nr. 214/1981 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Bangseuchen-Verordnung, BGBl. Nr. 280/
1957, in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 22/1961 und BGBl. Nr. 569/1975 wird wie
folgt geändert:

1. § 13 Abs. 1 hat zu entfallen.

2. Die Abs. 2 und 3 des § 13 sind als Abs. 1 und 2
zu bezeichnen.

3. Der Abs. 4 des § 13 ist als Abs. 3 zu bezeich-
nen und hat zu lauten:

„(3) Die Höhe der Prämie im Sinne des § 20
Abs. 2 des Bangseuchen-Gesetzes beträgt 500 S je
Rind."

Steyrer
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